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18     
2/2012-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 12. April 2012 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. EG.        Matthias Kreuzer   
  5. GV.        Klaudia Haberl  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. EG.        Jakob Moser  
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. GR.        Peter Wechselauer  
10. EG.        Mag. Herbert Dachs-Machatschek 
11. EG.        Dr. Helmut Geist  
12. EG.        Franz Pühringer 
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  EG.         Christian Geissler  

18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Roswitha Mohr  

  20.  GR.        Günther Kasper  
21.  GR.        Rudolf Stockinger   

 22.  EG.        Magdalena Berger 
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.Ing. Josef Hoyer  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak  
27.  GR.        Christa Dorfer   
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel    
31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 4.4.2012 öffentlich kundgemacht 

wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 14.2.2012 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      Vizebgm. Johann Schachl        
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschildt-Buschberger   
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T a g e s o r d n u n g 

 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
 
a) HS-Sanierung mit KG Modell möglich 

Bei  einer oberösterreichweiten Info-Veranstaltung in Linz-Hörsching betr. Änderungen im 
Steuersparpaket 2012 für die KG`s wurde für die HS-Sanierung ein positives Aviso gegeben. Für 
„künftige Bauvorhaben im Rahmen bereits begonnener Mietverträge“ ist lt. Prof. Achatz und 
Hofrat Gugler (IKD) der Vorsteuerabzug weiterhin zulässig. Das gilt jedenfalls für Sanierungen. 
Allerdings ist der sog. „Berichtigungszeitraum“ nicht mehr 10, sondern 20 Jahre. D.h. die 
Vermietung der Schule von der KG an die Gemeinde ist erst nach 20 Jahren steuerfrei. 
Entscheidend ist nach dieser neuesten Info nicht der Baubeginn, sondern die In-Nutzung-Nahme 
des Mietgegenstandes.  
Da wir mit den KG-Verträgen in der GRS im Dezember (Liegenschaftsübertragung, Mietvertrag) 
die Basis dafür gelegt haben, die Hauptschule damit an die KG übertragen und an die Gemeinde 
vermietet wurde, seit 1. Jänner Miete bezahlt wird, und das Gebäude natürlich auch genutzt wird, 
liegen alle lt. o.a. Experten dafür notwendigen Voraussetzungen für den Beibehalt des KG 
Modells mit Vorsteuerabzug für die Hauptschule vor. Auf Basis dieser Rechts-Info liegt 
mittlerweile ein neuer Finanzierungsplan für die HS-Sanierung vor. Für den Neubau der VS wird 
der Vorsteuerabzug allerdings nicht mehr möglich sein.  
 
Die bisher angefallenen Kosten für die KG-Gründung betragen lt. Finanzabteilung €  12.214.- 
Für das Schulbauprojekt sind seit 2001 insgesamt Kosten von rd. € 127.114.- angefallen (siehe 
beiliegende Aufstellung). 

 
b) HS-Sanierung – 1. Bauetappe ab 2. Juli 2012  

 
  Dach samt Dachstuhl und Spengler 
  Fenster und  Aluportale 
  Technikraum sowie Dachauskragung für Lift 
  Lieferzugang im Untergeschoß 
  Turnsaal samt Lüftung 
 
Da für die Sanierung des Turnsaales in der Kostenschätzung nur ca. € 80.000,00 (Boden und 
mobile Geräte) vorgesehen war, hat, hat der Gemeindevorstand in seiner Sitzung am 21.3.2012 
den Sanierungsumfang erweitert und folgend festgelegt: 
•             Sporthallenboden, Wand- und  Deckenverkeidungen 
•             Turngeräte fest eingebaut und mobil 
Boulder und Kletterwand werden unter der Voraussetzung ev. freier Finanzmittel auf  die 
3.Bauetappe verschoben. Die neue Schulbibliothek wird ebenfalls auf die 3. Bauetappe zu 
verlegt. 
 
Terminplan: 
Teil 1:  
Ausschreibung spätestens am 29.3.2012  
Anbotseröffnung am 20.4.2012 
Angebotsprüfung und Verhandlungen in KW 17 
Zuschlagsentscheidung am 3.5.2012 
Teil 2:  
Ausschreibung spätestens am 30.4.2012  
Anbotseröffnung am 23.5.2012 
Angebotsprüfung und Verhandlungen 25.5.2012  
Zuschlagsentscheidung am 31.5.2012 
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c) Kanal-BA 10 Haining 

Die Bauarbeiten wurden Anfang KW 11 wieder aufgenommen. Bezüglich Mehrkostenforderung 
liegt auf Basis des 10-Punkte-Fragenkatalogs der Gemeinde  eine umfangreiche Stellungnahme 
der Bauleitung Büro HIPI vor. Auf Basis dieser Stellungnahme findet am 16. April ein 
Besprechungstermin betr. weiterer Vorgangsweise und künftigem Gespräch mit Felbermayr statt 
(Gemeindevertreter, RA, HIPI) 

 
d) Straßenbau 2012 

Für die Sanierung der Brukenthalstraße wurde ein Beteiligungsmodell mit der WG Seewalchen 
vereinbart. Die WG wird sich an den Straßensanierungskosten mit einem Nettobetrag von rd. € 
17.000.-  beteiligen und im gesamten Verlauf der Straße neue Wasserleitungen inkl. 
Hausanschlüsse herstellen. Die Arbeiten wurden in der KW 15 begonnen. 

 
e) Gesunde Gemeinde 

Seit Anfang März gibt es im Mehrzweckraum im Betreubaren Wohnen eine Gedächtnis- und 
Beschäftigungsgruppe für Menschen mit beginnender Demenz. Zu diesem Thema findet seit 
Ende März eine Vortragsreihe für Betroffene und Angehörige im Rathaussaal statt. 
Beim O.Ö. Gesundheitsförderungspreis belegte die Gesunde Gemeinde Seewalchen mit dem 
Jahresprojekt 2011 „Herzal bleib g`sund“ den hervorragenden 2. Platz in der Kategorie 
Hauptpreise. 
Der Arbeitskreis Gesunde Gemeinde lädt den Gemeinderat recht herzlich ein zur 20-Jahr-Feier 
mit Kabarett am Fr. 20. April 2012 um 19 Uhr im Kultursaal. Bitte um Anmeldung bis spätestens 
16. April ! 

 
f) Erste Hilfe Kurs 

Der Erste Hilfe Kurs für Gemeinderäte findet am 30. und 31. Mai 2012, jeweils v on 18:00 – 22:00 
Uhr statt. Vortragender ist GR Andreas Distler (Lehrsanitäter). 

 
g) Volksanwaltschaft 

Die Beschwerde von Rudolf Ramp bei der VA betr. Nichtbeachtung des Gerichtsurteils 
hinsichtlich Entfernung von Fahrbahnteilen der Kematingerstraße auf dem Ramp-Grundstück 
1332 wurde mit Schreiben vom 17.2.2012 ad acta gelegt, weil aufgrund der bestehenden Sach- 
und Rechtslage seitens der Volksanwaltschaft keine weiteren Veranlassungen zu treffen sind. 
Mittlerweile wurde von Herrn Ramp beim Gericht die Exekution beantragt und diese auch 
bewilligt.  

 
 
 
 
Fragestunde 
 
Keine Anfragen, 3 Zuhörer 
 
 
 
 
1.  Rechnungsabschluss  
  für das Finanzjahr 2011 
   
PrüfA-Obmann GR. Vogel W.: 
Der Entwurf des Rechnungsabschlusses samt der Vermögens- und Schuldenrechnung für das 
Finanzjahr 2011 ist zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. 
Gegen diesen Entwurf wurden keine Erinnerungen eingebracht.  
Der Prüfungsausschuss hat den Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2011 an Hand der 
vorgelegten und erläuterten Prüfungsunterlagen eingehend geprüft und dabei folgende Fest-
stellungen getroffen: 
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KASSEN – IST – BESTAND  per  31.12.2011:   
Gesamteinnahmen 2011     €  12,787.110,45 
Gesamtausgaben  2011  €  12,403.627,84 
Ist – Überschuss              €      383.482,61  
 
ORDENTLICHER  HAUSHALT: 
€    7,902.220,59  Einnahmen 
€    7,693.470,80   Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€       208.749,79  Sollüberschuss 
 
AUSSERORDENTLICHER  HAUSHALT: 
€     2,055.487,84   Einnahmen 
€     2,151.930,40  Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€         - 96.442,56    Sollfehlbetrag 
 
VERMÖGENS- U. SCHULDENRECHNUNG: 
Vermögenstand per 31.12.2011     €  25,272.801,66 
Schuldenstand per   31.12.2011     €    4,643.066,92 
Rücklagenstand per 31.12.2011     €    1,193.606,76 
Pro-Kopfverschuldung per 31.12.2011  €               875,39 
 
 
Prüf.A.-Obmann Vogel W. stellt den Antrag,  
 den Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2011 mit den genannten Summen zur Kenntnis 
 zu nehmen. 
 
Prüf.A.-Obmann Vogel W. stellt den Zusatzantrag,  
 vom ausgewiesenen Sollüberschuss einen Betrag in Höhe von € 200.000,- der Rücklage zur 
 Sanierung des Schulzentrums für die Hauptschulsanierung zuzuführen. 
 
GR. Kritzinger stellt fest, dass man in einer sehr guten Situation sei, nicht der absoluten Zahlen 
wegen, sondern wegen der Auslegungsvarianten, die man zur Verfügung habe. Man habe einen IST-
Überschuss von ca. € 383.000,--, die Bezeichnung „IST“ sei aber leider nicht richtig. Aussagekräftiger 
sei hierfür der Soll-Überschuss von € 208.000,--.  
Weiters gebe es noch gewisse Stufen, die in diesem Rechnungsabschluss aufscheinen, sowie eine 
ganz interessante Zahl, der sogenannte Finanzierungssaldo, welcher eine überaus wichtige 
internationale und übergeordnete Zahl darstelle, welche plötzlich einen Minusbetrag von ca.               
€ 300.000,-- ausmache. Das heiße, man habe eine Differenz von € 700.000,-, wo man sich nun 
aussuchen könne, was man richtig finde. Er habe versucht dies etwas zu hinterfragen. Eines sei aber 
klar - man könne sich nur bei allen Damen und Herren bedanken, die in früheren Jahren für die 
Bildung von Rücklagen gekämpft haben, sonst stünden der Gemeinde Seewalchen nun diese 
Auslegungsvarianten nicht zur Verfügung. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vogel W. gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vogel W. gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 2 Liehmann, Dorfer 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Hemetsberger, Kaniak, Hoyer 
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2.  Gebühren 
  Anpassung der Strandbadgebühren 
 
Bgm. Reiter: 
Die letze Gebührenanpassung erfolgte im Jahr 2010. Die neuen Eintrittsgebühren wurden von der 
Finanzabteilung neu berechnet. Die geplante Erhöhung beträgt rd. 3% und ist der im Akt befindlichen 
Aufstellung zu entnehmen.  
Der Gemeindevorstand hat sich mit dem Thema Gebührenanpassung im Strandbad Seewalchen in 
seiner Sitzung am 20. März 2012 befasst und die von der FA vorgeschlagene Erhöhung einstimmig 
vorgeschlagen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes die vorliegende 
Gebührenordnung zu beschließen. 

 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte aufgrund der Mitgliedschaft der Gemeinde Seewalchen 
im Bäderverbund wissen, wie intensiv die Verhandlungen seien, damit mit den restlichen 
Mitgliedsgemeinden in den nächsten Jahren einigermaßen gleiche Gebühren bekomme. Man habe 
eine gemeinsame Bäderkarte und es wäre interessant die Gebühren der verschiedenen Strandbäder 
auf einen einigermaßen gleichen Betrag zu bringen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass das Fernziel des Bäderverbundes grundsätzlich die einheitliche 
Gestaltung der Ticketpreise sei. Die Schwierigkeit dabei liege hier nur im Detail, da die Angebote in 
den einzelnen Strandbädern rund um den See verschieden seien. Die sogenannten Erlebnisbäder, zu 
denen auch Seewalchen zähle, mit erwärmten Becken, Sprungturm, Rutschen etc. seien etwas 
teurer. Ob man es in Zukunft irgendwie schaffe, alle Bädergebühren gleich zu setzen, bezweifle er, da 
die verschiedenen Bäder, wie bereits erwähnt, unterschiedliche Leistungen anbieten. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Vermietung 
  Neuvermietung des Strandbadbuffets 
 
Bgm. Reiter: 
Durch die Kündigung des bisherigen Strandbadbuffetpächters Salfinger wurde eine Neuverpachtung 
notwendig. Der Gemeindevorstand hat in seiner Sitzung am 20. Okt. 2011 angeregt, diesbezüglich 
mit diversen Gastronomiebetrieben Kontakt aufzunehmen, darunter die Familien Wageneder und 
Leimer (Betreiber der Buffets im Freibad Litzlberg), See-Cafe, Häupl, San Seba und Walter Sailer 
(neuer Rohringer-Eigentümer). Da in diesem Kreis keine konkreten Interessenten für das 
Strandbadbuffet zu finden waren, wurde die Buffetverpachtung über Presse und Internet angeboten. 
Letztendlich haben sich um das Standbadbuffet fünf Interessenten tatsächlich beworben: 
 
Hüthmaier Goriza 4844 Regau 
Hauer Wolfgang 4810 Gmunden 
Szekely Aniko u. Gergely Köllö 4863 Seewalchen 
Roithinger Walter 4840 Vöcklabruck 
Ralph Grams 12527 Berlin 
 
Der Arbeitkreis Gemeindefinanzen hat sich in zwei Beratungsrunden inkl. Hearing auf folgende 
Reihung der Kandidaten geeinigt: 1.Hüthmair Goriza, 2. Roithiger Walter und 3. Aniko u. Gergely 
Köllö. 
 
Da Frau Hüthmair nicht bereit war, die Pacht in Höhe von € 10.000,- zu zahlen, wurde auch mit Herrn 
Roithinger (Dörfl-Stubenwirt in Vöcklabruck) verhandelt, welcher jedoch einige Tage später seine 
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Bewerbung bedauerlicherweise zurückgezogen hat. Nach Rundfrage bei den AK – Mitgliedern per 
Mail  wurde nicht mit den Drittgereihten Köllö, sondern wieder mit Frau Hüthmair verhandelt. Das 
Ergebnis dieser Verhandlungen liegt dem Gemeinderat nun in Form des zu beschließenden 
Pachtvertrages vor. Der Pachtschilling beträgt demnach anstatt € 10.000, nur € 8.000,-. Zusätzlich 
zum Mindestpachtzins von € 8.000,- pro Badesaison entrichtet die Pächterin eine 6%-ige 
Umsatztangente, sofern der Nettoumsatz pro Badesaison € 70.000 netto übersteigt (siehe Pkt. 4. des 
Vertragsentwurfes). 
 
Weiters wurde auf Wunsch der Pächterin ein dreijähriger Kündigungsverzicht seitens der Gemeinde 
in den Vertrag aufgenommen. Von einer Indexklausel wurde auf einhelligen Wunsch des 
Finanzarbeitskreises vorerst verzichtet. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den vorliegenden 
Pachtvertrag zu beschließen. 

 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte wissen, ob das Angebot mit den nachverhandelten 
Zahlen – konkret der Reduktion von ca. € 5.000,-- - den zuvor abgesprungenen Interessenten 
unterbreitet worden sei, da diese bei der Absage von anderen Bedingungen ausgegangen seien und 
eventuell doch der eine oder andere noch Interesse gehabt hätte. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass damals im Finanzarbeitskreis vereinbart worden sei, die 
Verhandlungsgespräche mit den Ehegatten Hüthmair aufzunehmen und schlussendlich den Vertrag 
abzuschließen. 
 
GR. Kritzinger merkt an, dass dieser Punkt zwar vom Finanzarbeitskreis empfohlen wurde, aber auch 
von allen Vertretern gesagt worden sei, dass die Bindungsdauer, welche von den Ehegatten Hüthmair 
auf drei Jahre gefordert worden sei, verringert werden müsse bzw. solle. Mit jetzigem Vertrag sei man 
nun nicht auf drei, sondern vier Jahre gebunden. Der Vertrag laufe bis 30.11.2014 und erst nach 
Auslaufen des Vertrages könne mit Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist der Vertrag zum 
Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. Das heiße, man sei nun bis 2015 – nach Auslegung 
des Vertrages der SPÖ – gebunden. Dies sei alles Andere, als man im Finanzarbeitskreis damals 
vereinbart habe. Wenn man nicht unter einem solchen Zeitdruck stünde, dürfe man diesem 
Pachtvertrag nicht zustimmen. 
 
GV. Hemetsberger bestätige die Richtigkeit der Aussage von GR. Kritzinger, da im Finanzarbeitskreis 
die jährliche beidseitige Kündigungsmöglichkeit vereinbart worden sei. Im jetzigen Vertrag finde man 
aber ganz andere Bestimmungen, die für GV. Hemetsberger sehr bedenklich seien. Man solle sich an 
die Beschlüsse, die im Arbeitskreis Finanzen getroffen worden seien, halten. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er bei den letzten Verhandlungsgesprächen nicht mehr dabei 
gewesen sei, aber der Finanzabteilungsleiter Herr Binder sehe laut Vertrag die Kündigungsdauer als 
dreijährige an. Faktum sei, um dies nun etwas zu relativieren, wenn die jährliche 
Kündigungsmöglichkeit noch reklamiert werden solle, müsse man dies in Form eines Zusatzantrages 
machen und dies mit den Pächtern nochmals ausverhandeln. Wie GR. Kritzinger bereits erwähnt 
habe, stehe man unter Zeitdruck, da man in einem Monat aufsperre. 
 
Der Amtsleiter fügt hinzu, dass er bei der Finanzarbeitskreissitzung nicht dabei gewesen sei, aber es 
mehrere Mitglieder gebe, die dabei gewesen seien. Er fragt GR. Kritzinger, ob nun ein oder drei Jahre 
Laufzeit vereinbart worden seien. 
 
GR. Kritzinger antwortet, dass drei Jahre definitiv nicht vereinbart worden seien. Es habe 
unterschiedliche Meinungen zwischen ein und zwei Jahre Laufzeit gegeben, aber auf alle Fälle für 
beide Seiten – Gemeinde und Pächter – dieselben Regeln. 
 
GV. Berger fügt hinzu, dass es, wenn er sich richtig erinnern könne, ein eindeutiges Mandat im 
Finanzausschuss gegeben habe. Man habe vereinbart, dass die Beamten es weiterverhandeln sollen. 
Die Idee, dass es für beide Seiten dasselbe Recht geben solle, habe man im Finanzausschuss 
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gehabt. Die Wunschidee sei ein Jahr gewesen, aber zwei Jahre sollten kein Thema sein, damit die 
Pächterin Hüthmair Goriza auch eine gewisse Betriebssicherheit habe.  
Offensichtlich dürften nun bei dieser Verhandlung drei Jahre Laufzeit vereinbart worden seien. In 
einem habe GR. Kritzinger aber absolut recht. Wenn man sich den Vertrag aufmerksam durchlese, 
komme man nicht auf die drei Jahre, die offensichtlich zwischen Gemeinde und Pächter vereinbart 
worden seien, sondern inklusive der Fristen auf vier Jahre. Man habe 2014 keine Möglichkeit zu 
kündigen, sondern frühestens 2015, damit sei automatisch ein viertes Jahr gegeben und dies sei, 
glaube er, auch nicht die Absicht des Amtes gewesen.  
Die Fristen müssten hier abgeändert werden. Man könne sich vorstellen zu diesen drei Jahren zu 
stehen, welche offensichtlich dem Verhandlungsergebnis entsprechen, aber man stehe nicht dazu, 
dass aus diesen drei Jahren vier Jahre werden, da man nicht glaube, dass dies Absicht gewesen sei. 
Man sollte, da man rasch eine Entscheidung brauche, diese Entscheidung auch treffen. 
 
Er stelle hierzu aber den Zusatzantrag,  
 den Vertrag so darzustellen, dass es eine Kündigungsmöglichkeit nach drei Jahren gebe. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte sich hinsichtlich des Zusatzantrages anschließen, damit man bei 
den drei Jahren bleibe. Auch sie habe in Erinnerung, dass ein Jahr vereinbart worden sei, aber 
betreffend der Sicherheit könne sie auch mit drei Jahren leben, da zum Ende des Quartals auch noch 
die Klausel vorhanden sei, den Vertrag vorzeitig auflösen zu können im Falle von gröberen 
Unstimmigkeiten bzw. Vertragsverletzungen im Sinne von zB. geschlossen halten des Buffets bei 
Schönwetter. Man solle aber auf diese drei Jahre bestehen, ein viertes Jahr würde sie auch nicht in 
Ordnung finden. 
 
GR. Kaniak glaubt, dass man aufgrund des Andranges diesen lukrativen Platz zu mieten und zu 
pachten, froh sein solle, wenn ein Pächter dies auf längere Zeit machen wolle und nicht gröbere 
Verletzungen begehe, damit man ihn kündigen müsste. Er könne nur hoffen, dass die Pächterin 
Hüthmaier Goriza dies durchhalte, denn man habe bereits andere Erfahrungen machen müssen. Er 
sehe dies nicht so problematisch, denn man müsse schon froh sein, wenn man nicht jedes Jahr über 
so etwas verhandeln müsse. Wenn der Rahmen stimme, dann funktioniere das und dann habe er gar 
nichts dagegen, wenn der Vertrag auf längere Zeit laufe. Er hoffe nur, dass es nicht nach einem Jahr 
wieder zu Ende sei. 
 
GV. Berger gebe GR. Kaniak recht und hoffe, dass man dieses Thema fünf bzw. sechs Jahre nicht 
mehr haben werde. Der nun vorgesehene Pächter habe das Strandbad schon einmal gehabt und 
soweit er informiert sei, habe das Buffet in dieser Zeit sehr gut funktioniert. Nicht mehr funktioniert 
habe es erst, wie man als Gemeinde geglaubt habe, dass man die Reinigung und diese Dinge auch 
noch dem Pächter umhängen müsste. Wenn man aber irgendwo einen Vertrag erstelle, müsse dieser 
so wasserdicht sein, dass der Wille eindeutig dargelegt sei. Wenn man dies sechs bzw. acht Jahre 
nicht mehr diskutieren müsse, treffen es ihn und alle anderen auch nicht mehr. 
 
Der Amtsleiter möchte aus der Aktenlage zitieren. Bei der Sitzung des Arbeitskreises Finanzen sei er 
nicht dabei gewesen und das Protokoll finde sich leider auch nicht im Akt. Er habe nur gesehen, dass 
der Interessent Hüthmaier bereits in der Bewerbung den Wunsch eines unbefristeten 
Pachtverhältnisses vermerkt habe und der Kündigungsverzicht für den Pächter drei Jahre betragen 
solle. Diese drei Jahre sollen natürlich drei Jahre sein.  
Man lasse überprüfen, ob man diesen Punkt 3.) umformulieren müsse, damit man nach drei Jahren 
wirklich kündigen könne. Nichts desto trotz gebe es, hinsichtlich der Wortmeldung von GR. Kaniak, im 
Vertrag den Punkt 11.), welcher die vorzeitige Auflösung ohne Rücksicht auf den Kündigungsverzicht 
in Punkt 3.) behandle. In Punkt 11.) finden sich sieben bis acht Fälle, die eine vorzeitige Auflösung 
berechtigen würden, z.B. wegen Verstoß des Pächters gegen die Betriebspflicht bzw. 
Zahlungsrückstand etc. 
Der Zusatzantrag von GV. Berger sei aufrecht und man werde diesen Abschnitt überprüfen lassen, 
damit man auf jeden Fall nach drei Jahren die Kündigung aussprechen könne, wenn man dies 
möchte. 
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Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte persönlich noch wissen, ob bei den Verhandlungen mit 
der Pächterin Hüthmair Goriza das Interesse bestünden habe die Terrasse wieder zu eröffnen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es grundsätzlich das Streben der Gemeinde gewesen sei, dass 
diese Einrichtungen, vor allem auch, da man in der letzten Pachtperiode noch zusätzlich Investitionen 
– Umbauten auf der Dachterrasse und Vorkehrungen für einen Gassenverkauf - getätigt habe, wieder 
wahrgenommen und genützt werden. Er glaube, dass damals der Wille schon kundgetan worden sei, 
da es auch im Interesse der Pächter liege dies zu realisieren, wenn sie dort eine zusätzliche 
Einnahmequelle sehen. Er gehe grundsätzlich schon davon aus. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV.Berger gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  VfI & Co KG 
  Rechnungsabschluss 2011  
   
Bgm. Reiter: 
Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen ist vom Verein zur Förderung der Infrastruktur der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee & Co KG jährlich ein Rechnungsabschluss zu erstellen und 
in der Gesellschafterversammlung (KG-Geschäftsführer und Bürgermeister) zu genehmigen. Vor der 
Gesellschafterversammlung ist die Zustimmung des Gemeinderates erforderlich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dem Rechnungsabschluss für das Jahr 2011 des Vereines zur Förderung der Infrastruktur 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee & Co KG zu zuzustimmen.  

 
GR. Kaniak merkt an, dass hier eine Kostenaufstellung des Schulzentrums zusammengefasst sei, die 
über zehn Jahre reiche mit einem Betrag von € 127.000,--. Er sehe hier aber sehr viele Sachen, die 
zum wiederholten Mal behandelt worden seien. Vom Sanierungskonzept beginnend bis hin zur dritten 
Teilrechnung der Lenzing AG, die genau in dieselbe Richtung agiere oder die Bebauungsstudie der 
GSG, die zum fünften Mal behandelt worden sei.  
Entweder seien dies alles leere Kilometer oder es sei konzeptlos oder es sei hier nicht konzentriert 
gearbeitet worden. Er habe beim Durchlesen dieses Kataloges den Eindruck gehabt, dass ein 
Bauherr, wenn er dies alles gemacht hätte, nie zum Bauen hätte anfangen brauchen, da sich schon 
so viele Spesen angesammelt hätten, die in der Relation nicht stimmen würden. Und dies sei nur 
dieses eine Jahr und nicht das Gesamte. Die Vorgeschichte hacke man als Verlust ab. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
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5.  Hauptschulsanierung 
  Finanzierungsplan 
   
Bgm. Reiter: 
Nach Abklärung der im Zuge des Sparpaketes der Bundesregierung neu entstandenen 
steuerrechtlichen Fragen in Bezug auf die Gemeinde-KG liegt nunmehr vom Amt der oö. 
Landesregierung ein Finanzierungsplan vor. Dieser umfasst insgesamt für die Sanierungsarbeiten € 
3,697.600,- excl. Ust.. Das Vorhaben wird über die Gemeinde- KG abgewickelt. 
Bedeckt werden diese Ausgaben mittels Landes- und Bedarfszuweisungsmittel in Höhe von je € 
1,296.000. Der Anteil der Gemeinde beträgt € 1,105.600,- wobei € 605.600,- davon aus bestehenden 
Rücklagen entnommen werden. Das Projekt muss lt. Vorgabe der IKD des Landes ohne Darlehen 
finanziert werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
GR. Kaniak möchte dazu wissen, ob es Sicherheiten für die Zusagen des Landes gebe und wie weit 
die Beiträge der Gemeinde aus den zweckgebundenen Rücklagen beziehbar seien. Er frage sich, ob 
man hierfür auf die Rücklagen für den Kanalisationsbereich verzichten müsse, da man zwei große 
gefährliche Pumpwerke habe, die jederzeit funktionsuntüchtig werden könnten. Er sei sich sicher, 
dass man die Rücklagen zusammen bringe, aber er möchte gerne wissen, wie es bei den 
Bedarfszuweisungen des Landes bzw. Bundes aussehe. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass die Sicherheiten des Landes gegeben seien, da hier ein 
Finanzierungsplan des Landes vorgelegen sei und wenn diese dort die entsprechenden Mittel 
vermerken, gehe er davon aus, dass sie diese auch bereit stellen können. Nur bei der 
Flüssigmachung der Mittel, aber das wisse man bereits, habe es durchaus schon Verzögerungen 
gegeben. 
 
GR. Kaniak merkt an, dass man sich von dem Glaubenssatz trennen müsse, dass absolute Sicherheit 
das sei, was das Land vorgebe, denn auch das Land stehe unter Druck. Er möchte dies nur in den 
Raum stellen und sei natürlich froh, wenn man so viel Geld bekomme. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
 
6.  Sanierung Hauptschule 
  Neuerliche Beratung betreffend Übertragungsverordnung 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Vergabe von Aufträgen durch VfI & Co.KG ist im Vorhinein die Zustimmung durch die 
Kommanditistin  erforderlich. Die Zustimmung ist unmittelbar vor der Vergabe einzuholen, also nach 
Durchführung des Vergabeverfahrens nach dem BVG und Ausarbeitung eines Vergabevorschlags, 
aber noch vor der Zuschlagsentscheidung. In der GRS am 14.2.2012 wurde daher eine 
Übertragungsverordnung beschlossen. Die aufsichtsbehördliche Genehmigung wurde nicht erteilt, da 
im § 1 die Zuständigkeiten nicht genau angeführt waren.  
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Weiters basierte die Verordnung auf dem zum Beschlusszeitpunkt gültigen Finanzierungsplan vom 
Jahr 2008. Da jedoch vom Land OÖ ein neuer Finanzierungsplan vorgelegt wurde, wurde dieser in 
die neue Verordnung aufgenommen.  
  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
 die vorliegende Übertragungsverordnung zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
 
 
 
7.  Sommerhort 
  Durchführung eines Sommerhortes im August 2012 
   
Bgm. Reiter: 
Der Sommerhort ist in den letzten Jahren sehr gut angekommen. Das Angebot vom Familienzentrum 
liegt vor. Laut Kostenvoranschlag ergibt sich ein Abgang von € 2.580,00  bei maximaler Belegung mit 
18 Kindern. Nun sollte man mit der Bedarfserhebung und Bekanntmachung in den Medien beginnen. 
Es müssten mindestens 15 Anmeldungen vorliegen. Als Elternbeitrag soll ein Fixbetrag von € 95,90 
eingehoben werden. Bezüglich des Essenspreises muss noch ein Angebot eingeholt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

in der Zeit von 6.8. - 31.8.2012 einen Sommerhort anzubieten und den Verein 
Familienzentrum damit zu beauftragen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
8.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend Umwidmung der Grundstücke Nr. 492/1 und 467,                  
beide KG. Litzlberg , von Grünland  in Bauland „Dorfgebiet“ (Johann Reichl, Haining 3) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Johann Reichl hat mit Eingabe vom 24.01.2012 die  Umwidmung der Grundstücke Nr. 492/1 und 
467, beide KG. Litzlberg, von derzeit Grünland „Land- und Forstwirtschaft“ in Bauland „Dorfgebiet“ 
beantragt. Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im Bereich der Ortschaft Haining und schließt 
zwar im Westen an gewidmetes und teilweise bebautes Dorfgebiet an, ist aber durch das ÖEK nicht 
gedeckt. Daher wäre auch eine Änderung des ÖEK erforderlich. Auf Grund der in der Stellungnahme 
des Ortsplaners angeführten Feststellungen und Vorgaben kann von Seiten des Ortsplaners die 
Neuwidmung dieses Bereiches nicht empfohlen werden.   
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses,  das Verfahren auf 
Änderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 sowie der Änderung des 
ÖEK auf Grund der  Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 
09.02.2012, nicht einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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9.  Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend flächengleichen Widmungstausch Grundstück Nr. 
1956/14, KG. Seewalchen, Grünland „Gz1 - Grünzug Seeufer“ bzw. Bauland „Gebiet für einen 
zeitweiligen Wohnbedarf, Bm“ (DI. Alexander Lutz, Haag am Hausruck) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr DI. Alexander Lutz hat mit Eingabe vom 16.01.2012 die  Umwidmung eines Teilbereiches des 
Grundstückes Nr. 1956/14, KG. Seewalchen, von derzeit Grünland in Bauland „Gebiet für einen 
zeitweiligen Wohnbedarf, Bm“  beantragt (flächengleicher Widmungstausch). 
 
Die beantragte Umwidmungsfläche befindet sich im südwestlichen Randbereich des Hauptortes 
Seewalchen entlang der B 151 Attersee Bundesstraße. Der Umwidmungsantrag ist durch das ÖEK 
gedeckt; daher ist keine Änderung des ÖEK erforderlich. 
 
Auf Grund der in der Stellungnahme des Ortsplaners angeführten Feststellungen und Vorgaben, 
besteht von Seiten der Ortsplanung gegen den flächengleichen Austausch kein Einwand, wenn bei 
der Planung das Bestandobjekt entfernt und der Neubau sich in das sensible Landschaftsbild einfügt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusses, das Verfahren auf 
Änderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 29.02.2012, einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine mehrheitliche  (Stimmenthaltung: Vbgm.Weichselbaumer) Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung  betreffend die  Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 1745/2, 
KG. Seewalchen (Josef und Theresia Gruber, Ursprungweg 13) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Die Ehegatten Josef und Theresia Gruber haben mit Eingabe vom 30.01.2012 um Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ betreffend das Grundstück Nr. 1745/2, 
KG. Seewalchen, angesucht.  
 
Die Änderung wird mit dem Wunsch einer baulichen Erweiterung des besehenden Wohnhauses 
verbunden mit einer Vergrößerung der bebaubaren Fläche um rund 5 m Richtung Südwesten  
begründet. 
 
Auf Grund der Lage innerhalb dem geogenen Baugrundrisiko Typ B ist im Änderungsverfahren ein 
Gutachten eines befugten Geologen bezüglich Baulandeignung vorzulegen. 
Von Seiten der Ortsplanung spricht nichts gegen die geplante Erweiterung der bebaubaren Fläche, 
da noch ein Abstand von rund 5,50 m zum Nachbargrundstück Nr. 1745/3 eingehalten wird.  
 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 09.02.2012 einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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11. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

(Grundsatzbeschluss vom 14.12.2011) Beschlussfassung  betreffend die Umwidmung des 
Grundstückes Nr. 82 und einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 84/1, beide KG. Litzlberg,  von 
derzeit Grünland „Land- und Forstwirtschaft, Grünland und Erholungsfläche – Sport- und 
Spielfläche“  auf Bauland „Wohngebiet“ (Josef Dachs, Buchberg 3) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren bestehen seitens der Abt. Raumordnung der Oö. 
Landesregierung grundsätzlich keine Einwände und wird diese zur Kenntnis genommen, allerdings 
wäre die geplante Baulandschaffung in der Größenordnung von ca. 5000 m² ohne abgesicherte 
Nutzungsintention nicht nachvollziehbar. Von Seitens der Abteilung Natur- und Landschaftsschutz 
wird die geplante Änderung zur Kenntnis genommen. Seitens der Abt. Umweltschutz sowie der 
Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft, der Landwirtschaftskammer OÖ. bestehen gegen die 
geplante Umwidmung samt ÖEK keine Bedenken. Von der Abteilung Straßenerhaltung und –betrieb 
bestehen bei Beachtung der Stellungnahme vom 3.2.2012 ebenfalls keine Bedenken. 
  
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 64 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 sowie die Änderung Nr. 20 des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 22.12.2011 zu beschließen. 

   
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 2  
 
 
 
 
12. Rückübereignung von öffentlichem Gut 

Grundsatzbeschlussfassung betr. die Rückübereignung eines Teilbereiches des Grundstückes 
Nr. 1479/5, KG.Seewalchen im Bereich „Bründlweg“ (Anton Holzinger, Bründlweg 3) 

 
BA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Herr Anton Holzinger, wh. 4863 Seewalchen a.A., Bründlweg 3  ersucht  per Schreiben vom 
14.02.2012  um die kostenlose Rückübereignung seines damals kostenlos an die Marktgemeinde 
Seewalchen a.A. abgetretenen Grundstücksteiles (Teilungsausweis vom 5.11.2007, GZ. 4013/07).  
Die gegenständliche Teilfläche des Grundstückes Nr. 1479/5, KG. Seewalchen ist aus heutiger Sicht 
für die Aufschließung der betroffenen Grundstücke sowie des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 
26 „Steindorf Siedlung“ – Änderung Nr. 31 nicht mehr erforderlich. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses, vorbehaltlich des 
Verfahrens nach dem OÖ. Straßengesetz 1991 idgF. die gegenständliche Teilfläche des 
Grundstückes Nr. 1479/5, KG. Seewalchen, an Herrn Anton Holzinger, wh. 4863 Seewalchen 
a.A., Bründlweg 3, rückzuübereignen. 
Sämtliche mit der Rückübereignung der Teilfläche des obgenannten Grundstückes 
anfallenden Kosten (Vermessungskosten, Notar, Grundbuchseintragung,..) sind von Herrn 
Anton Holzinger zu tragen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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13. Untersagung der Bauausführung 

Berufung vom 23.01.2012 der Frau Christine Schneider, wh. 4611 Buchkirchen, 
Maderspergerstraße 21 vertreten durch die Rechtsanwälte Dr. Gerald Haas, Dr. Anton Frank, 
Mag. Ursula Schilchegger-Silber, Mag. Dr. Andreas Rabl, Dr. Andreas Auer und Dr. Tanja 
Gottschling, Wels gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 17.01.2012, Zahl: 131-10-
33/2011-Ar 

 
Der Bürgermeister nimmt zu Tagesordnungspunkt 13 seine Befangenheit wahr, übergibt den Vorsitz 
an Vizebgm. Johann Schachl und nimmt nicht an den Abstimmungen teil. 
 
Vbgm. Schachl: 
Frau Christine Schneider, wh. 4611 Buchkirchen, Maderspergerstr. 21 hat mit Schreiben vom 
13.12.2011 (Eingang bei der Marktgemeinde Seewalchen a.A. am 29.12.2011) eine Anzeige der 
aufgestellten Gartenlaube auf dem Grundstück Nr. 1164/14, KG. Litzlberg eingebracht. 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 17.01.2012, Zl. 131-10-33/2011-Ar wurde der Antragstellerin 
die Ausführung des angezeigten Bauvorhabens untersagt, da  das Grundstück Nr. 1164/14, KG. 
Litzlberg, auf welchem die Gartenlaube errichtet werden soll bzw. bereits errichtet wurde im 
rechtswirksamen Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004 als Grünland „Grünzug-Seeufer GZ1“ 
ausgewiesen ist. Entsprechend der Legende zum Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004 ist in dieser 
Widmung die Errichtung von Neubauten nicht zulässig. 
Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht. 
 
Vizebgm.Schachl stellt den 1. Antrag,  
 auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
 1. Bekämpfter Bescheid vom 17.01.2012 
 2. Gegenständliche Berufung vom 23.01.2012 
 
Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest das vorliegende Bescheidmuster vollinhaltlich vor.  
 
Vizebgm.Schachl stellt den 2. Antrag, 

die Berufung der Frau Christine Schneider, Maderspergerstr. 21, 4611 Buchkirchen  
vertreten durch die Rechtsanwälte Dr. Gerald Haas, Dr. Anton Frank, Mag. Ursula 
Schilchegger-Silber, Mag. Dr. Andreas Rabl, Dr. Andreas Auer und Dr. Tanja Gottschling, 
Wels vom 23.01.2012 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 17.01.2012, Zl. 131-10-
33/2011-Ar abzuweisen und beiliegenden Berufungsbescheid zu erlassen. 

 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister übernimmt wieder den Vorsitz. 
 
 
 
14. Allfälliges 
 
a) GV. Berger möchte den Gemeinderat auf das Musical der Volksschule Seewalchen am 27. und 

28.04. im Kultursaal hinweisen. Er könne sich vorstellen, dass sich die Kinder sehr freuen würden, 
wenn auch einige der Gemeinderäte sich dieses Musical anschauen würden. Er glaube, dass es 
ein Zeichen dafür sei, wie gut die Volksschule funktioniere und es sollte weiters für den 
Gemeinderat auch ein Ansporn sein die schulischen Voraussetzungen für die Volksschulkinder in 
den nächsten Jahren entsprechend in den Griff zu bekommen, damit die Voraussetzungen noch 
besser werden. 

 
b) GV. Berger betont, es sei ihm leid, seine Biotonne von Dienstag bis Donnerstag auf die Straße zu 

stellen, da die von der Gemeinde beauftragte Firma noch immer nicht im Stande sei, einen 
Turnus zu finden, wo dies funktioniere. Letzte Woche sei sie gar nicht abgeholt worden und am 
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heutigen Tag wurde sie erst im Laufe des Tages abgeholt. So könne es nicht weitergehen. 
Entweder man steige dieser Firma entsprechend auf „Zehen“ und verlange eine Pönale etc., aber 
irgendetwas muss gemacht werden, denn so könne es nicht weitergehen. 

 
c) GR. Kaniak schaue jeden Tag auf den Haupteingang von Seewalchen, auf die Agerbrücke bzw. 

die Zufahrt, also den zentralsten Punkt Seewalchens und erinnere sich zurück an die Aussage 
vom Herrn Bürgermeister vor zehn bis elf Jahren, dort im Zuge der Sanierung einen Kreisverkehr 
zu gestalten. Es sei erklärt worden, dass dies unmöglich sei. Aber inzwischen sprießen in der 
Gegend die Kreisverkehre aus dem Boden.  
Es werden Kreisverkehre bei Bundesstraßen gemacht, die so klein seien, dass sie sich hier in 
Seewalchen locker ausgehen müssten. Man verfüge über das gesamte Grundstück von der Firma 
Lenzenweger, welches in einem desolaten Zustand als Müll- oder als Schotterdeponie verwendet 
werde und darüber hinaus noch bei der Einfahrt nach Seewalchen als eine Art Aushängeschild für 
Seewalchen diene. Dass man sich nach zehn Jahren noch immer keine Gedanken gemacht 
habe, obwohl andere Gemeinden schon ganz andere Probleme hinsichtlich Kreisverkehre gelöst 
haben, finde er unmöglich.  
Nur bei uns am Attersee scheint die Zeit stehen geblieben zu sein, da man von vornherein schon 
sage, dass die Realisierung nicht möglich sei. Er würde ersuchen sich darüber Gedanken zu 
machen. 
 
Der Bürgermeister greife dies gerne wieder auf. Es werde sicher wieder einmal eine Möglichkeit 
geben mit den Landesplanern hierzu in Kontakt zu treten. Es sei aber nicht so, dass man sich 
damals nur Gedanken darüber gemacht habe, sondern dies sogar forciert habe. Es habe 
intensive Gespräche und Planungen mit teilweise sehr hochrangigen Verkehrstechnikern vor Ort 
gegeben. Wenn es machbar sei, dann werde man dies dort versuchen. Bezüglich der derzeitigen 
Situation am Grundstück Lenzenweger gebe er GR. Kaniak recht. Man habe damals schon 
versucht eine Optimierung der Verkehrslösung, nicht in Hinblick auf einen Kreisverkehr, sondern 
einer geradlinigen Einbindung des Aussichtsweges in die direkte Kreuzung Richtung Agerbrücke, 
zu schaffen.  
Mit dem Lenzenwegergrund wäre dies technisch möglich gewesen, aber der Grundbesitzer habe 
auch versucht darzulegen, was die Grundablöse dort ausmachen würde - welche sich auf einen 
nicht unbeträchtlichen dreistelligen Eurobetrag, der von der Gemeinde zu beraten gewesen wäre, 
belaufen hätte. Er wisse, dass das Grundstück Lenzenweger aus steuerrechtlichen Gründen 
wieder in Planungen involviert sei und wenn diese Steuerfristen abgelaufen seien, dann werde 
dieses Grundstück auf den Markt kommen und auf alle Fälle etwas hinkommen. Er gehe davon 
aus, dass es ein gewerbliches Unternehmen werde und sich auch die wirtschaftliche Situation in 
diesen Bereich etwas bessern werde. 
Wie bereits gesagt, nehme er dies mit dem Kreisverkehr gerne wieder auf. Zur Thematik 
Autobahnabfahrt gebe es nicht etwas substantiell Neues, aber er könne berichten, dass es mit der 
ASFINAG sowohl noch Gespräche gebe. 

 
d) GR. Vogel Oskar möchte den Gemeinderat nochmals zur 20-Jahr Feier der Gesunden Gemeinde 

einladen. Man könne mit dem Partner kommen und es gebe Live-Musik und ein Kabarett, sowie 
ein Buffet von den Bäuerinnen. Es werden die Mitarbeiter der Gesunden Gemeinde geehrt, die in 
den 20 Jahren die Gesunden Gemeinde Seewalchen bewegt haben. Er würde bitten mit der 
Teilnahme, diesen ehrenamtlichen Mitarbeitern das Gefühl zu geben ihre Arbeit zu bedanken. 

 
e) EG. Hoyer macht darauf aufmerksam, dass der Straßenzustand des Bereichs Kanalisationsbau 

Haining für die Bevölkerung nicht mehr zumutbar sei. Er habe im Vertrag nachgesehen und einen 
Punkt gefunden in welchem vermerkt sei, dass der Straßenkörper nicht länger als 500 m geöffnet 
werden dürfe und es müsse dies längstens nach drei Monaten wieder geschlossen werden.  
Die Gemeinde habe das Zivilingenieurbüro Pillichshammer & Hitzfelder mit dem Baumanagement 
beauftragt, für welches letztendlich über € 50.000,-- bezahlt worden seien. Offensichtlich sei man 
aber nicht in der Lage die Bestimmungen des Vertrages umzusetzen, sondern man mute der 
Bevölkerung dort eine große Belastung zu.  
Er habe ohnehin schon öfters bemängelt, dass die Hausanschlussskizzen, die erstellt worden 
seien, jeder Kritik spotten würden. Der erste Fehlanschluss im Bereich der Kanalisation habe 
bereits statt gefunden. Die Fäkalien seien in den Regenkanal gekommen und hinunter zum 
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Regenbecken geschwommen und dann direkt über die Abwassereinleitung der Fäkalien in den 
See gekommen. Es könne nicht sein, dass solche Dinge passieren, wenn man über eine 
Bauleitung und Bauabteilung verfüge, die dieses Projekt nach dem Bewilligungsbescheid zu 
überwachen habe. Obwohl darüber hinaus im Bewilligungsbescheid vermerkt sei, dass bevor die 
Personen zuschütten, die Hausanschlüsse einer Überprüfung unterzogen werden müssen, damit 
sie den Normen entsprechen.  
Wenn man hier nicht – wie schon mehrmals angesprochen – eine Person abstelle, die dies über 
die Bauleitung hinaus verantwortlich mache und kontrolliere, werden mehrere solcher Missstände 
bekannt werden. 

 
f) EG. Hoyer möchte weiters bezüglich des Rückhaltebeckens bei der Familie Kalleitner sprechen. 

Diese Rückhaltung habe für 104 bzw. 105 Minuten über € 100.000,- gekostet und bringe nichts, 
da es dann sowieso überlaufe. Im Überprüfungsverfahren habe sich aber nun herausgestellt, 
dass eine Grundinanspruchnahme statt gefunden habe, die nicht in Übereinstimmung mit der 
Bewilligung sei. Es würde ihn interessieren, wie man hier weitervorgehe. 

 
g) EG. Hoyer habe sich wirklich gefreut, wie er die letzte ÖVP Zeitung erhalten habe und habe sich 

erhofft, dass auf diesen 20 Seiten dieses Mal wirklich Artikel zu finden seien, die in die Zukunft 
weisen, wie zum Beispiel hinsichtlich des Schulcampus oder des A1 Areals etc. Von diesen 20 
Seiten seien aber sieben Seiten nur Anzeigen und fünf weitere Seiten seien im unteren Bereich 
auch mit Anzeigen versehen. Inhaltlich sei überhaupt nichts darin, was ihn sehr enttäuscht habe. 
Man müsse sich vorstellen, dass 31 Gewerbebetriebe kontaktiert worden seien, damit man für 
diese Zeitung spende. 

 
h) GR. Mayrhofer antwortet, dass dies mit Spenden gar nichts zu tun habe. Offensichtlich seien die 

Firmen gerne bereit etwas beizutragen, um inserieren zu können. Man solle dies aber den Firmen 
überlassen. 

 
i) GR. Liehmann möchte etwas aus dem Artikel der ÖVP Zeitung hinsichtlich der Kausa „Saustall 

Reichersberg“ zitieren: „Die Baurechtsabteilung des Landes Oberösterreich hat den Bescheid des 
Gemeinderates aufgrund der Rechtslage aufgehoben und die Angelegenheit zur neuerlichen 
Entscheidung zurückverwiesen. Dabei war der Gemeinderat gem. § 102 Abs. 5 der OÖ. Gemo 
1990 an die Rechtsansicht der Oberbehörde gebunden.“  
Wenn diese Angelegenheit von der Oberbehörde im Vorhinein mit einem rechtlichen Zwang zur 
Zustimmung belegt sei, könne von einer freien Entscheidung des Mandates keine Rede mehr 
sein. Der Kernpunkt sei aber, dass es sich hier um eine problematische Angelegenheit handle, 
welches die Lebensqualität einer beachtlichen Personengruppe einschränken werde, wie 
übrigens im Internet nachzulesen sei.  
Es sei zwar bei der Planvorstellung „das Blaue vom Himmel“ versprochen worden, zu befürchten 
sei allerdings, dass die Betroffenen von den Mandataren, die zugestimmt haben, bei zukünftigen 
Problemen „im Regen stehen gelassen werden“. Man habe bereits die Erfahrung gemacht, dass 
eine riesige Personengruppe über elf Jahre „im Regen stehen gelassen worden sei“. Er möchte 
betonen, dass er keine Angst habe sich die Hände schmutzig zu machen, aber er habe die 
Möglichkeit sich diese mit Seife sauber zu waschen und nicht unbedingt in Unschuld.  
Weiters möchte er sich bedanken, dass die Hygiene seiner Hände in ein so wichtiges öffentliches 
Interesse gerückt worden seien. 

 
 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 14.2.2012 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:05 Uhr.  
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      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 

 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 28.6.2012 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 
 
 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (Vizebgm. Johann Schachl) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger)  
 


	A n w e s e n d e :
	ÖVP-Fraktion:
	SPÖ-Fraktion:
	FPÖ-Fraktion:
	GRÜNE-Fraktion:
	Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass


	T a g e s o r d n u n g
	Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung


